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Da es in den Beratungen der politischen Gremien der letzten 1½ Jahren immer wieder zu 
Fragen und Problemlagen mit dem Thema Mitwirkungsverbot gab, hat die Verwaltung die 
wichtigsten Informationen zu diesem Thema nochmals zusammengefasst.  

 
Mitwirkungsverbote - § 33 Kommunalverfassungsgesetz Sachsen-Anhalt (KVG LSA) 
 
Mitglieder von Vertretungen können Mitwirkungsverboten unterliegen (§ 33 KVG LSA). Soweit 
diese nicht beachtet werden, führt das regelmäßig zur Unwirksamkeit der jeweiligen 
Beschlüsse. Gemäß § 33 Abs. 5 Sätze 2 und 3 ist eine Heilung möglich, wenn die 
Unwirksamkeit nicht binnen Jahresfrist angezeigt wird. Dabei greift das Mitwirkungsverbot 
bereits bei der Beratung eines Gegenstandes und nicht erst bei der Beschlussfassung.  
 
Dies gilt sehr wohl auch für die Teilnahme an nichtöffentlichen Ausschusssitzungen, in denen 
ein entsprechender Beratungsgegenstand auf der Tagesordnung steht, selbst wenn nur 
empfehlende Beschlüsse daraus hervorgehen. Die Regelungen des § 33 Abs. 4 Satz 2 für 
öffentliche Sitzungen bleiben davon unberührt.  
 
Gründe, die zum Mitwirkungsverbot führen, enthalten die Regelungen im § 33 KVG LSA 
(Ausschließungsgründe). Grundsätzlich wird von unmittelbaren Vor- bzw. Nachteilen 
ausgegangen.  
 
Zu diesen gehören Vor- bzw. Nachteile gemäß § 33 KVG LSA, die nicht ausschließlich 
wirtschaftlicher Natur sein müssen. Auch ideelle Vor- und Nachteile sind heranzuziehen. 
 
Zur Feststellung von Befangenheitsgründen, sind folgende Fragen individuell im 
Einzelfall zu klären: 
 
1. Wann ist ein Vor- oder Nachteil unmittelbar? 
2. Wer ist Angehöriger im Sinne des § 33 KVG LSA? 
3. Wann ist von einem Vertretungsverhältnis auszugehen, soweit es sich um einen Verein, 
eine Kapitalgesellschaft oder ähnliches handelt? 
4. Wann begründet eine entgeltliche Beschäftigung ein Mitwirkungsverbot? 
 
Verfahren zur Feststellung des Mitwirkungsverbotes: 
 
Wer annehmen muss, nach § 33 Abs. 1 und 2 KVG LSA an der Beratung und Entscheidung 
einer Angelegenheit gehindert zu sein, hat dies nach § 33 Abs. 4 Satz 1 KVG LSA 
unaufgefordert der zuständigen Stelle vorher anzuzeigen und muss vom Beratungstisch 
zurücktreten oder hat bei nichtöffentlichen Punkten den Beratungsraum zu verlassen. In 
Zweifelsfällen sind die inhaltlichen Aspekte mitzuteilen, auf die das Mitwirkungsverbot gestützt 
werden kann. Die Verpflichtung zur Information über eine bestehende Befangenheit hat das 



Mitglied der Vertretung, das betroffen ist, soweit es einen Befangenheitstatbestand 
festzustellen glaubt. Es hat diese Information umgehend mit Aufrufen des betreffenden 
Tagesordnungspunktes an den Vorsitzenden der Vertretung zu geben.  
 
Ob tatsächlich die Voraussetzungen eines Mitwirkungsverbots vorliegen, entscheidet in 
Zweifelsfällen in Abwesenheit des Betroffenen die Vertretung. Ist das Mitwirkungsverbot 
festgestellt, muss der Betreffende bei nichtöffentlicher Sitzung den Sitzungsraum verlassen. 
Bei einer öffentlichen Sitzung kann das dem Mitwirkungsverbot unterliegende Mitglied der 
Vertretung in dem für die Zuhörer bestimmten Teil des Beratungsraumes (außerhalb des 
Abstimmungsbereiches) verbleiben. Im Detail sollte die Geschäftsordnung Regelungen 
enthalten. 
 
Als Anlage erhalten Sie den vollständigen Kommentar zu § 33 KVG LSA der die Einzelheiten 
hierzu genaustes erläutert. 
 
Anlage: Kommentar § 33 KVG LSA 
  Auszug aus dem Script von Herrn Nössler vom 14.09.2019 
 
 
 
 
 
 
Dorendorf-Philipp 
Sachbearbeiter 
Büro des Stadtrates 
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§33

Mitwirkungsverbot

(l) Der in ein Ehrenamt oder zu sonstiger ehrenamtlicher Tätigkeit Berufene darf weder
beratend noch entscheidend mitwirken, wenn die Entscheidung einer Angelegenheit

l. ihm selbst,

2. seinem Ehegatten oder seinem eingetragenen Lebenspartner,

3. seinen Verwandten bis zum dritten oder seinen Verschwägerten bis zum zweiten
Grad während des Bestehens der Ehe oder der eingetragenen Lebenspartnerschaft
oder

4. einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen Person

einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann. Unmittelbar ist der Vorteil
oder Nachteil, der sich aus der Entscheidung selbst ergeben würde, ohne dass, abge-
sehen von der Ausführung von Beschlüssen, weitere Ereignisse eintreten oder Maßnah-
men getroiien werden müssen Satz l gilt nicht, wenn der in ein Ehrenamt oder zu sons-
tiger ehrenamtlicher Tätigkeit Berufene an der Entscheidung der Angelegenheit ledig-
lich als Angehöriger einer Berufs- oder Bevölkerungsgruppe beteiligt ist, deren
gemeinsame Interessen durch die Angelegenheit berührt werden.

(2) Das Mitwirkungsverbot nach Absatz l Satz l und 2 gilt auch für in ein Ehrenamt oder
zu sonstiger ehrenamtlicher Tätigkeit Berufene, die

l. in anderer als öffentlicher Eigenschaft in der Angelegenheit ein Gutachten abge-
geben haben oder beratend oder entgeltlich tätig geworden sind,

2. bei einer natürlichen oder juristischen Person oder einer Vereinigung, die an der
Entscheidung der Angelegenheit ein wirtschaftliches oder besonderes persönliches
Interesse hat, gegen Entgelt beschäftigt sind,

3. Mitglied des Vorstandes, des Aufsichtsrates oder eines vergleichbaren Organs einer
juristischen Person oder einer Vereinigung sind, die an der Entscheidung der Ange-
legenheit ein wirtschaftliches oder besonderes persönliches Interesse hat, es sei
denn, sie gehören den genannten Organen als Vertreter der Kommune oder auf de-
ren Vorschlag an, oder

4. Gesellschafter einer Kapital- oder Personengesellschaft sind, die an der Entschei-
düng der Angelegenheit ein wirtschaftliches oder besonderes persönliches Interesse
hat.

(3) Das Mitwirkungsverbot nach Absatz l Satz l und 2 gilt nicht für Beschlüsse und Wah-
len,

l. durch die jemand als Vertreter der Kommune in Organe der in Absatz 2 Nr. 3 ge-
nannten Art entsandt oder aus ihnen abberufen wird,

2. welche die Beruiung in ein Ehrenamt oder zu einer sonstigen ehrenamtlichen Tätig-
keit oder die Abberufung aus ihnen betreffen.

(4) Wer annehmen muss, nach den Vorschriften der Absätze l und 2 an der Beratung und
Entscheidung einer Angelegenheit gehindert zu sein, hat dies unaufgefordert der zu-
ständigen Stelle vorher anzuzeigen und den Beratungsraum zu verlassen. Bei einer öf-
fentlichen Sitzung kann er sich in dem für die Zuhörer bestimmten Teil des Beratungs-
raumes aufhalten. Er gilt in diesem Fall als nicht anwesend im Sinne dieses Gesetzes.
Ob die Voraussetzungen der Absätze l und 2 vorliegen, entscheidet in Zweifelsfällen in
Abwesenheit des Betroffenen bei Mitgliedern der Vertretung und bei Ehrenbeamten die
Vertretung, bei Mitgliedern von Ausschüssen der Ausschluss, im Übrigen der Hauptver-
waltungsbeamte.
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(5) Ein Beschluss, der unter Verletzung der Vorschriften der Absätze l und 2 gefasst
worden ist, ist unwirksam. § 8 Abs. 3 Satz l und 2 gilt jedoch entsprechend. Sofern eine
öffentliche Bekanntmachung des Beschlusses nicht erforderlich ist, beginnt die Frist
nach § 8 Abs. 3 Satz l mit dem Tag der Beschlussfassung.

Schrifttum: Glage, Mitwirkungs v erböte in den Gemeindeordnungen, Göttingen, Rechtswissenschaft-
liche Studien, Band 147; Hager, Grundfragen zur Befangenheit von Gemeinderäten, VB1BW 1994
S. 263 ff. ; Ihnen, Zur Auslegung des Begriffs "unwirksam" in §26 Abs. 6 S. l NGO aus der Sicht der
Kommunalaufsichtsbehörcle, NdsVBl, 1996 S. 204; Meyer, Mitwirkungsverbot durch politisches Enga-
gement und Sachkunde;, LKV 2003 S 118.

Erläuterungen

Übersicht

l. Allgemeines

2. Unmittelbarer Vor- oder Nachteil (§ 33 Abs. l KVG LSA)

2. 1 Grundlagen

2. 2 Betroffener Personenkreis (Satz l)

2. 3 Begriffsdefinition (Satz 2)

2.4 Angehöriger einer Berufs- oder Bevölkerungsgruppe (Satz 3)
3. Die Fälle nach § 33 Abs. 2 KVG LSA

3. 1 Gutachtertätigkeit, sonstiges Tätigwerden (Absatz 2 Satz l)

3. 2 Tütigwerden in verschieden Funktionen (Absatz 2 Satz 2)

3, 2. 1 Bei einer natürlichen oder juristischen Person des öffent-
lichen oder privaten Rechts oder einer Vereinigung (Nr. 2]

3. 2.2 Als Mitglied des Vorstandes, des Aufsichtsrates oder
eines vergleichbaren Organs (Nr. 3)

3. 2. 3 Als Gesellschafter einer Kapital- oder Personengesell-
schaft (Nr. 4)

4. Gesetzlicher Ausschluss des Mitwirkungs Verbots (§ 33 Abs. 3 KVG
LSA)

5. Beispiele

6. Rechtsfolgen der Befangenheit

7. Entscheidung im Zweifelsfall (§ 33 Abs. 4 KV G LSA)

8. Aufenthaltsort des befangenen Gememderats (§ 33 Abs. 4 Satz 2
und 3 KVG LSA)

9. Unwirksamkeit des Beschlusses und Unbeachtüchkeit des Fehlers

(§ 33 Abs, 5 KVG LSA]

l. Allgemeines

Mit dem Mitwirkungsverbot bei beratenden und entscheidenden Angelegenheiten ver-
folgt der Gesetzgeber das Ziel, jede haupt- und ehrenamtliche Tätigkeit für die Kommune
von individuellen Sonderinteressen freizuhalten. Es gilt, das Vertrauen der Bevölkerung
in eine unvoreingenommene Kommunälverwaltung zu stärken. Personen, die ein Elgen-
Interesse haben oder die eine enge Beziehung zu natürlichen oder juristischen Personen
haben, sollen von der Entscheldungsfindung ausgeschlossen sein, damit bereits der "böse
Schein" von Interessenkonflikten vermieden wird. §33 KVG LSA dient damit der"Sau-
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berkeit" der Arbeit einer Kommune, was in allen Auslegunysfrdgen dieser Norm daher zu
berücksichtigen ist.

§ 33 KVG LSA verdrängt als abschließende Spezialnorm für ehrencimtlich Tätige die
§§ 20, 21 VwVfG; eine planwidrige Unvollständigkeit als notwendige Voraussetzung für
eine analoge Anwendung der §§ 20, 21 VwVfG liegt nicht vor,

2. Unmittelbarer Vor- und Nachteil (§ 33 Abs. l KVG LSA)

2. 1 Grundlagen

Die Frage, ob ein die Mitwirkung ausschließender besonderer Vor- oder Nachteil (inclivi-
cluelles Sonderinteresse) vorliegt, kann nicht allgeniein, sondern nur aufgrund einer wer-
tenden Betrachtungsweise der Verhältnisse im Einzelfall entschieden werden. Dabei ist
auf den Empfängerhorizont des Bürgers abzustellen.

Wesentlicher Inhalt der sachlichen Voraussetzungen des Mitwirkungsverbots ist der
" besondere" Vor- oder Nachteil einer Person in Abgrenzung zu seiner "Mitgliedschcift in
einer Berufs- und Bevölkerungsgmppe". § 33 Abs. l Satz l und Satz 3 KVG LSA stehen
zur Bewertung des " besonderen " Vor- oder Nachteils in einem untrennbaren Zusammen-
hang und sind kumulativ zu prüfen.

Unmittelbar ist der Vorteil oder Nachteil, der sich aus der Entscheidung selbst ergeben
würde, ohne dciss, abgesehen von der Ausführung von Beschlüssen, weitere Ergebnisse
eintreten oder Maßnahmen getroffen werden müssen (Absatz l Satz 2). Umfasst werden
dadurch individudlisierbare mdterielle [wirtschaftliche) oder immäterielle lind ideelle per-
sönliche Vor- oder Nacliteile von nicht untergeordneter Bedeutung, an der eine Person ein
individuelles Sonderinteresse besilzt, das zii einer Interessenkollision führen kann. Ferner

genügt eine hinreichende Wahrscheinlichkeit (Möglichkeit) des Eintritts eines Vor- oder
Nachteils; einer direkten KausaJität zwischen der Entscheiduny und dem Vorteil oder
Nachteil bednrf es nicht.

Absatz l Satz l gilt nicht, wenn der in ein Eluenamt oder zu sonstiger ehrenamüicher
Tätigkeit Berufene an der Entscheidung der Angelegenheit lediglich äs Angehöriger einer
Berufs- oder Bevölkerungsgruppe beteiligt ist, deren gemeinsame Interessen darch ctie
Angelegenheil berührt werden (Absatz l Satz 3).

Während die bisherige Rechtslage des § 31 GO LSA das Mitwirkungsverbot von der Mög-
iichkeit eines besonderen Vorteils oder Nacliteils abhängig machte, begmnclet nnch der
am l . 7. 2014 in Kraft getretenen Neuregelung des § 33 KVG LSA nicht jeder Vorteil oder
Nachteil ein Mitwirkungsverbot, sondern nur der unmittelbare, wobei der Begriff der
Unmittelbnrkeit nunmehr gesetzlich definiert ist. Das Tatbestcmdsmerkma] der Unmittel-
barkeit ist bewusst formal gefasst und setzt nach der Legaidefinition des § 33 Abs. l Sdtz 2
KVG LSA voraus, dass der Vorteil oder Nachteil ohne weitere Ereignisse oder Maßnahmen
allein auf dem Beschluss der Vertretung oder dessen Ausführung beruht oder die zur Ver-
wirklichuny des Vorteils oder Nachteils erforderliche Umsetzung des Vertretungsbe-
Schlusses zwangslciufig zu erwarten ist. Das Vorliegen einer die Kciusalität nicht unterbre-
chenden Ausführung des Beschlusses der Vertretung ist von den Umständen ctes Einzel-
falis abhängig,

Die Landesi eyierung geht von einem Mitwirkungsverbot aus, wenn auf dein Grundstück
eines Mitgliedes des Gemeinderates ein Bauwerk errichtGt werden soll lind der Gemeincle-
rät über die Eiteüung des gemeincllichen EinvGrnehniens nach § 36 Baugesetzbuch
(BauGB) im Rahmen eines bauordnungs- bzw. jmmissionsschutzrGchflichen Genehmi-
gungsverfahrens, das beim Lanclkreis geführt wird, bescIUießt (vgl. Antwort der Landesre-
yierung auf eine Kleine Anfrage, erstellt vom Ministerium für Inneres und Sport (LT-Drs. 6/
4139), KNSA, Nr. 276/2015). Die Unmittelbarkeil des Vor- oder Nachteils ergibt sich aus
§ 36 BauGB selbst. Danach ist das Emvernelimen der Gemeinde wesentliche Vorausset-
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zung für die Entscheidung im bauauf sichtlichen Verfahren über die Zulässigkeit von
bestimmten baulichen Vorhaben, über das sich die Baugenehmigungsbehärde nur nach
Maßgabe des § 70 BauO LSA bei einer rechtswidrigen Verweigerung durch die Gemeinde
hinwegsetzen kann.

Anders ist die Situation zu beurteilen, wenn das Bauwerk nicht auf dem Grundstück eines

Mitglieds der Vertretung, sondern auf dem Grundstück eines Mitgliedes des Ortschaftsra-
tes errichtet werden soll, vgl. Erl. zu § 84 Abs. 2 KVG LSA. Die Unmittelbarkeit des Vor-
oder Nachteils ist der Erklürung einer Gemeinde gegenüber der Bauaufsichtsbehörde zur
Übernahme öffentlich-rechüicher Verpflichtungen zu einem ihre Grundstücke betreffen-
den Tun, Dulden oder Unterlassen gemäß § 82 Abs. l Satz l BauO LSA immanent. Erfasst
ist also auch die Situation, wenn einer Baulasteintragung auf ein gemeindeeigenes Grund-
stück zugunsten eines Grundstücks, das sich im Eigentum eines Mitgliedes des Gemeinde-
rates befindet, vom Gemeindemt zugestimmt wird (Landesregierung, LT-Drs. 6/4139,
KNSA. Nr. 276/215).

2.2 Betroffener Personenkreis (Satz l)

§ 33 KVG LSA gilt für die Mandatsträger (§ 30 KVG LSA) und damit für die Mitglieder der
Vertretung (§ 36 Abs. l KVG LSA); darüber hinaus für die weiteren ehrenamtlich Tätigen
(Ortschaftsräte, Inhaber eines gemeindlichen Ehrenamtes, zu ehrenamtlicher Mitwirkung
bestellte Bürger),

Die Entscheidung darf weder dem Betroffenen selbst, seinem Umfeld unter den Vorausset-
zungen des § 33 Abs. l, seinem Ehegatten (§ 11 Ehegesetz), seinen Verwandten bis zum
dritten Grad (§ 1589 BGB), seinen Verschwägerten bis zum zweiten Grad (§ 1590 BGB]
oder der von ihm kraft Gesetzes (§ 23 GKG LSA; §§ 26 Abs. 2, 709 ff., 1793, 1896, 1902,
1915 BGB, §§ 125, 161, 70 HGB, § 78 AktG, § 35 GmbHG; § 24 GenG) oder Vollmacht
(§§ 166 Abs. 2 Satz l, 167 BGB; 48, 54 HGB) vertretenen natürlichen oder juristischen
Person einen besonderen Vor- oder Nachteil erbringen.

Der Verwandtschafts- bzw. Schwägerschaftsgrad bestinmit sich nach der Zahl der sie ver-
mittelnden Geburten (§ 1589 BGB).

2. 3 Begriffsdefinition (Satz 2)

Vorteile oder Nachteile können indmdualisierbarer materieller (wirtschaftlicher), imma-
terieller (Einfluss, Ansehen), wissenschaftlicher, ethischer oder sonstiger Art (z. B. Verlei-
hung des Ehrenbürgerrechts § 22 KVG LSA, Entlastung des Hauptverwaltungsbeamten
(§§ 119f. KVGLSA)sein.

Ein besonderer Vor- oder Nachteil ist gegeben, wenn der Betroffene aufgrund persön-
licher Beziehungen zu dem Gegenstand der Beratung oder Beschlussfassung ein indivi-
duelles (persönliches) Sondermteresse hat, das zu einer Interessenkollision führen kann.
Das Sonderinteresse muss die Besorgnis rechtfertigen, dass er nicht mehr uneigennützig
und nur zum Wohl der Kommune handelt. Die Entscheidung der Angelegenheit muss so
eng mit den persönlichen Belangen der Person zusammenhängen, dass sie sich sozusagen
auf die Person "zuspitzt" und als deren "Adressat" anzusehen ist (VGH Mannheim,
VBLBW 2004 S. 422). Potenzielle Nutzer einer öffentlichen Einrichtung haben kein indivi-
duelles Sonderinteresse.

Ausreichend ist, dass beim Betroffenen - wie der Gesetzeswortlaut auch verdeutlicht - ein

besonderer Vor- oder Nachteil eintreten "kann". Nur diese (weite) Auslegung führt dazu,
bereits von vornherein den "bösen Schein" einer Befangenheit zu vermeiden. Der Eintritt
des Sonderü-orteils oder -nachteils muss konkret möglich, d. h. hinreichend wahrschein-
lich, sein. Es kommt nicht darauf an, dass der besondere Vor- oder Nachteil bzw. die

Interessenkollision tatsächlich besteht.
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Jede noch so geringe Möglichkeit der Beeinilussung der Entscheidung reicht aber c-mge-
sichts der Notwendigkeit, die Funktionsfähigkeit der demokratischen Willensbildung~in
der Kommune zu wahren, für den Ausschluss eines Mitglieds der Vertretung nicht aus. Das
Korrektiv des "besonderen Vor- oder Nachleils" dient dazu, Mitwirkungsverbote nicht
zum Schaden der demokratischen Legitimation und im Interesse der Funktionsfähigkeit
der Vertretung ausufern zu lassen (vgl. OVG Greifswafcl, LKV 2006 S. 222). Bloße Unan-
nehmlichkeiten oder schlichte Beeinträchtigungen (z. B. längerer Fahrweg, Slellungnah-
inen einer Kommune ohne weitergehende Rechtswirkung im fachplanungsrechtlichen
Verfnhi-en] können keinen besonderen Vor- oder Nachteil begründen.

2. 4 Angehöriger einer Berufs-oder Bevölkerungsgruppe (Satz 3)

Der Betroffene kann mitwirken, wenn er an der Entscheidung der Angelegenlielt lediglich
als Angehöriger einer Berufs- oder Bevölkemngsgmppe beteiligt ist, deren gemeinsame
Interessen durch die Angelegenheit berührt werden. In diesem Fall fehlt der "besondere"
Vor- oder Nachteil. Mit dieser Regelung soll die Vertretung von Kollektivinteressen im
Rahmen der kommunalen Demokratie gewahi-Jeistet bleiben. Ats Berufs- oder Bevölke-
rungsgruppe ist ein nach allgemeinen Merkmalen bestimmbarer Personenkreis zu verste-
hen.

Ein "Beruf" ist jede auf Dciuer berechnete, nicht nur vombergehende, der Schaffung und
Erhcdtung der Lebensgrundlcige dienende erlaubte Tätigkeit. Der Berufsbegriff umfasst
dabei nictit nur traditionell fixierte Berufsfelder, sondern aiich frei gewählte untypische
Betätigungen (BVeriGE 7, 377, 379). Beispiele für die Bemfsgmppe: Bemfsgruppe der
Selbstslandigen, der freiberufhch Tätigen, der Bäcker, usw.

Bei einer Bevölkejrungsgruppe handelt es sich um eine Gruppe, die -jedenfalls bezogen
auf die konkrete Entscheidung - gemeinsame Ziele anstrebt, wobei es auch nicht damuf
ankommt, dass dieses gemeinsame Ziel der Förderung des Gemeinwohls dient (VG Frank-
fürt, NVwZ-RR 2002 S. 868). BeispieJe für eine Bevölkerungsgruppe: Jugendliche, Rent-
ner, Unterzeichne!' eines Bürgerbegehrens, Mitglieder einer Bürgerinitiative oder eines
eingetragenen Vereins, Hnnrlehalter, Eigentümer von baureifen Grundstücken, Anwoh-
ner einer Straße.

Von einem Gruppeninteresse ist nur auszugehen, wenn die Angelegenheil kollektive
(gesellschaftliche, öffentliche und private) Interessen berührt, die nach objektiven Uinstän-
den eine größere, nicht abgrenzbare Personengmppe betrifft. Somit, unterfälit eine kleine
(Tcil-)Gruppe persönlich bekannter und aufzählbarer Einzelpersonen oder yar eine Ein-
zelperson nicht dem Gmppenbegriff.

Gemeinsame Interessen werden verfolgt, wenn die Personen dasselbe Ziel (mit einer ver-
nünftigcn Lösung) verfolgen, ohne dass es auf die jeweilige Motivation für dieses Ziel
ankommt (VGH Kassel, NVwZ-RR 1996 S. 409|. Je stärker der sachliche Gelialt des

yemeinsamen Interesses am Allgemeinwoh] orientiert ist, desto eher ist die Vertretung
dieser Gruppeninteressen krnft demokratischer Legitimation geeignet, die subjektive
Motivation des Mitglieds der Vertretung und damit die intensive Betroffenheit auszuglei-
chen. Es ist auch nicht not-wendig, dass das gemeinsame Interesse c-uif die einzige oder
beste Lösiing gerichtet ist,

Beispiele für gemeinscuiie Interessen: Erlciss einer Aufwcinclsentschcidigungssatzung, Bera-
tiing der Hebesätze der Gemeindesteuern, UmbenGnnung einer Stmße (Anlieger einer
Straße), Einführung der Getränkesteuersatzung.

Mitglieder der Vertretung (z. B. nls Unterzeichne! eines Bürgerbegehrens) unt.erliegen
nicht dem Mitwirkunysverbot, wenn sie bei der durch die Angelegenheit als Teil einer
Berufs- oder Bevölkemngsgmppe betroffen sind. Abslmkt-generelle Satzungen regeln
typischerweise in der Zukunft liegende Sachverhalte, deren Eintritt objektiv imgewiss ist.
Niir in besonders gelagerten Einzelfällen kann aber auch bei Satzungen das Mitwh-kungs-
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verbot gelten. Dies ist dann der Fall, wenn nur eine Person oder eine kleine (Teil-)Gruppe
persönlich bekannter und aufzählbarer Einzelpersonen betroffen ist (z. B. wenn nur ein
Mitglied der Vertretung als Gaststättenpächter von einem Bebauungsplan betroffen wird,
es mangelt bereits an der Gmppeneigenschaft). Die Satzung kommt dann ihrem Rechtsge-
halt nach in die Nähe einer Einzelentscheidimg. Ein Mitglied der Vertretung ist von der
Mitwirkung an einem Satzungsbeschluss (hier: Bebauungsplan) nicht ausge schlössen,
wenn der Beschluss eine Straßenführung betrifft, die zur Verkehrsentlastung auf anderen
Straßen beitragen kann und die Entlastungen nicht nur individualisierbare Interessen Em-
zelner, sondern das Verkehrskonzept der Kommune in solchen Teilen betreffen, die für
BevÖlkerungsgruppen von Bedeutung sind, zu denen das Mitglied der Vertretung gehört
(OVG Münster, vgl. NVwZ-RR 2003 S. 667).

Unterschiedliche Interessen und damit Individualmteressen liegen vor, wenn die Motiva-
tionslage des Betroffenen von der der anderen Gruppenangehörigen abweicht. Die Inte-
ressen der einzelnen Personen sind jeweils auf ihre persönlichen Verhältnisse und die
Verhältnisse z. B. ihrer Grundstücke abgestellt. Soweit teilweise die Interessen überein-
stimmen, ist dies nicht entscheidend. Beispiele; Beratung über eine Erschließungssatzung;
Erbengemeinschaften; Hausgemeinschaften; Eigentümergemeinschaften; Behandlung
von Bebauungsplänen; die von einem Landschaftsschutzgebiet betroffenen Grundstücks-
eigentumer.

3. Die Fälle nach } 33 Abs. 2 KVG LSA

3. 1 Gutachtertatigkeit, sonstiges Tätigwerden (Absatz 2 Satz l)

Eine Überprüfung des § 33 Abs. 2 KVG LSA erübrigt sich, wenn bereits ein Mitwirkungs-
verbot nach § 33 Abs. l KVG LSA vorliegt. In § 33 Abs. 2 KVG LSA sollen weiter die Fälle
erfasst werden, in denen der Betroffene auf Grund vorheriger Befassung in anderer als
öffentlicher Eigenschaft, also insbesondere in privatrechtlicher oder sonstiger Tätigkeit, in
der Sache voreingenommen sein könnte, so dass mindestens die Möglichkeit einer nicht
sachgerechten Entscheidung besteht. Dies könnte der z. B, der Fall sein, wenn jemand
(z. B.'als Architekt, Anwalt, Steuerbemter, Hochschullehrer] in einer privaten Angelegen-
heit ein Gutachten abgegeben hat oder z, B. beratend tätig geworden ist. Ein Mitglied der
Vertretung, das als Bevollmächtigter eines Pächters eines kommunalen Grundstücks mit
dem potenziellen Erwerber bzw. Investor Verhandlungen über eine gemeinsame wirt-
schaftliche Betätigung auf dem betroffenen lind nach den Plänen des Investors umzuge-
staltenden kommunalen Grundstück führt, ist bei der Beratung und Entscheidung der Ver-

tretung über das weitere Vorgehen hinsichtlich des Angebots des Investors wegen Vorbe-
fassung "sonst tätig geworden" und damit ausgeschlossen (VG Koblenz, NVwZ-RR 2006
S. 717).

Diese Vorschrift knüpft anders als Absatz l nicht an die personelle, sondern an eine sachli-
ehe Befangenheit an. Der Landesgesetzgeber geht davon aus, dass ein Bürger, der sich
durch eine private Tätigkeit im Vorfeld der Entscheidung bereits in seiner sachlichen Beur-
teüung potenziell festgelegt hat, möglicherweise keine objektiven, gemeinwohlorientier-
ten Entscheidungen mehr treffen kann. Ein wirtschaftliches oder besonderes persönliches
Interesse an der Erledigung der Angelegenheit ist hierbei nicht mehr zu prüfen. Auf die
Möglichkeit eines Vor- oder Nachteils beim Auftraggeber kann es dabei ebenfalls nicht
ankommen.

Der Betroffene darf nicht beratend oder entscheidend mitwirken, wenn er "in der Angele-

genheit" ein Gutachten abgegeben oder sonst tätig geworden ist. Insoweit muss ein
Zusammenhang mit dem zu entscheidenden konkreten Lebenssachverhalt bestehen, Gut-
achten, Stellungnahmen usw. zu einer Sach- und Rechtsfrage ohne konkreten Bezug zu
diesem Lebenssachverhalt oder eine Tätigkeit in einem lediglich gleich liegenden Fall mit
anderen beteiligten Stellen können den Zusammenhang nicht widerspiegeln.
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Kein Mitwirkungsverbot nach § 33 Abs. 2 KVG LSA liegt auch dann vor, wenn Mitglieder
der Vertretung an der Beratung und Beschlussfassung zii einem Gegenstand mitwirken, zii
dem sie sich zuvor öffentlich geäußert haben. Mitglieder der Vertretung, die sich an der
politischen Diskussion einer Angelegenheit vor der Beschlussfassung in der Vertretung
beteiligen, handeln insoweit in öffentlicher Eigenschaft. Eine vorausgegangene politische
Betätigung von Mitgliedern der Vertretung, die erst zum Zeitpunkt der Beschlussfassung
in der Vertretung Mitglieder der Vertretung sind, führt ebenfalls nicht zur Annahme eines
Mitwirkunysverbotes nach § 33 Abs. 2 KVG LSA. Das Ringen um das Gemeinwohl vor Ort
ist nicht geeignet, einen Verdacht gegen eine am Wohl der Kommune orientierte Entschei-
düng zu begründen (VG Frankfurt, NVwZ-RR 2002 S. 868). Eine Tätigkeit in einer Bürger-
initiative scheidet von vornherein als Tätigkeit im "öffentlichen Interesse" aus dem
Anwendungsbereich des § 33 Abs, 2KVGLSAdus.

3.2 Tätigwerden in verschieden Funktionen (Absatz 2 Satz 2)

3.2. 1 Bei einer natürlichen oder juristischen Person des Öffentlichen oder privaten Rechts
oder einer Vereinigung (Nr. 2)

Juristische Personen des öffentlichen Rechts sind Körperschaften (Personen- und Gebiets-
körperschaften), Anstalten und Stiftungen. Juristische Personen des Privatrechts sind
i-echtsfähige Vereine und Stiftungen (§§ 21 bis 23, 80 BGB), Aktiengesellschaften, Kom-
manditgesellschaften auf Aktien, Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Genossen-
schaften, Versichemngsvereine auf Gegenseitigkeit. Es sind nur Beschäftigungsverhält-
nisse gemeint, innerhalb derer eine Abhängigkeit des Beschäftigten besteht (Beamten-,
Dienst- lind Arbeitsverhältnisse). Der Ausschluss gilt auf der Grundlage des eindeutigen
Wortlauts nur für die Zeit des Innehabens der Beschäftigtenstellung ("... beschäftigt sind")
und hat insoweit keine "Nachwirkuny". Entgelt bedeutet EntJohnung jeyiicher Art (z. B.
Dienstbezüge, Besoldung, GehaJt, Vergütung, Arbeitslohn, Prämien, GewinnbeteiJigung).
Eine Aufwanclsentschädigung (ein Auslagenersatz) ist keine Vergütung. Ist bei der nätür-
lichen oder juristischen Person oder der Vereinigung ein besonderes Interesse anzuneh-
men, so sind alle dort Beschäftigten an der Mitwirkung gehindert. Auf ihre inclividuelle
Befangenheit kommt es nicht an.

3.2.2 Als Mitglied des Vorstandes, des Aufsichtsrates oder eines vergleichbaren Organs
(Nr. 3)

Erst mit der Eintragung in das Vereinsregister des zuständigen Amtsgerichts erlangt ein
nichtrechtsfähiger Verein Rechtskraft (§ 21 BGB], Vorstand ist niclit nur der Alleinvor-
stand, der den Vorstand yerichtlich und außergerichtlich vertritt, sondern der gesamte
Vorstand. Das Vorstandsmitglied eines Vereins ist bei der Beschlussfassung von Sportan-
gelegenheiten regelmäßig dann befanyen, wenn der Verein ein wirtschaftliches oder
besonderes Interesse an der Erledigung der Angelegenheit hat (z. 13, Schaffung eines Ver-
emsheims - VGH Kassel, NVwZ-RR 1995 S. 689, Vergabe von Fördermittel an spartenglei-
ehe Vereine). Dies gilt regelmäßig erst recht, wenn der eigene Sportveretn von der Ent-
Scheidung betroffen ist. Geht es darum, ob mit einem Tmgerverein Verhandlungen über
die Schaffung einer derartigen Einricbtung aufyenominen werden sollen, so wird der Trä-
gerverein in seinen Indiviclualinteressen berührt, was nach § 33 Abs. 2 KVG LSA den Aus-
schluss von Vorstandsmitgliedern des Trägervereins zur Folge hat; die Ausnahmevor-
Schrift des § 33 Abs. l Satz 3 KVG LSA greift in diesem Fall nicht.

Das vergleichbare Organ muss Leitungs- und Kontrollaufgdben haben. Vertreter der
Kommune sind die nach § 131 KVG LSA in diese Gremien bestellten Personen,

Ein Mitglied der (Gemeinde-)Vertretung, das zugleich Mitglied des Kreistages und damit
bei einer junstischen Person des öffentlichen Rechts (Landkreis) als Mitglied eines ver-
gleichbaren Organs tätig ist, ist an der Mitwirkung in Angelegenheiten gehindert, wenn
der Landkreis ein besonderes Interesse an der Erledigung der Angelegenheit besitzt. Das
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Gleiche gilt für Mandatsträger, die gleichzeitig Mitglied eines Ortschaftsrates in dieser
Kommune sind.

Ein Mitwirkungsverbot ist gesetzlich nach § 33 Abs. 2 Satz l Nr. 3 Halbsatz 2 KVG LSA
("sofern er diesen Organen nicht als Vertreter der Kommune") angehört, ausgeschlossen.

Soweit § 33 Abs. 2 Nr. 3 KVG LSA die Mitglieder von Vorständen, Aufsichtsraten oder
vergleichbaren Organen einer juristischen Person von dem Mitwirkungsverbot nach § 33
Abs. l Satz l und 2 KVG LSA ausnimmt, wenn sie einem solchen Organ als Vertreter der
Kommune oder auf deren Vorschlag angehören, liegt dies darin begründet, dass sie m
diesem Organ die Interessen der Kommune vertreten sollen, insofern ihre Mitgliedschaft
nicht eigennützig, sondern ausschließlich mit Beziehung zur Kommune ausüben. Die
Gefahr eines Interessenwiderstreits wird insbesondere in deu Fällen nicht gesehen, in
denen der Vertreter einer Kommune im Vorstand, Aufsichtsrat oder in einem vergleichba-
ren Organ einer juristischen Person an die Beschlüsse der ihn entsendenden Kommune
gebunden ist und insoweit sein Abs timmungs verhalten in diesem Organ von der Wei-
sungsbefugnis der Kommune bestimmt wird (vgl. § 131 Abs, l Satz 5 KVG LSA, § 11
Abs. 3 Satz l des Gesetzes über kommunäleGemeinschaftsarbeit).

Die Voraussetzungen bestimmen sich bei Unternehmen in einer Rechtsform des Privat-
rechts, an denen die Kommune beteiligt ist, nach § 131 KVG LSA, im Übrigen nach dem für
das Organ der jurisüschen Person jeweils geltenden Recht.

Mit der Ergänzung der bisherigen Vorschrift des § 31 GO LSA im Rahmen der Novellie-
rung des Kommunalverfassungsrechts durch das Kommunalrechtsreformgesetz vom
17, 6, 2014 wurden Unstimmigkeiten im System der Mitwirkungsverbote beseitigt. Denn in
vergleichbarer Weise wie der in ein Ehrenamt oder zu sonstiger ehrenamtlicher Tätigkeit
Berufene, der dem Vorstand, Aufsichtsrat oder einem vergleichbaren Organ einer juristi-
sehen Person als Vertreter der Kommune angehört, nimmt derjenige, dessen Mitglieci-
schaft in einem solchen Organ auf dein Vorschlag der Kommune beruht, die Interessen der
von ihm zu vertretenden Kommune wahr. Vor diesem Hintergrund ist auch in diesen Fallen
die Gefahr eines generellen Widerstreits persönlicher Interessen mit den wahrzunehmen-
den kommunalen Interessen nicht anzunehmen.

Einschränkungen des das Mitwirkungsverbot ausnehmenden Tatbestandsmerkmals " Ver-
treter der Kommune oder auf deren Vorschlag" sieht § 33 Abs. 2 Nr. 3 letzter Halbsatz
KVG LSA nicht vor. Eine andere Beurteilung kann sich jedoch im Einzelfall ergeben,
sofern der Vertreter der Kommune oder auf deren Vorschlag Berufene im Vorstand, Auf-
sichtsrat oder in einem vergleichbaren Organ aus privaten, beruflichen oder sonstigen
Gründen seinerseits ein Eigeninteresse in einer zu beratenden oder zu entscheidenden
Angelegenheit wegen eines unmittelbaren Vor- oder Nachteils hat (Antwort der Landesre-
gierung auf eine Kleine Anfrage vom 19. 5, 2015 (LT-Drs, 6/4059).

Mitglieder des Verwaltungsrates nach § 9 Abs. 2 Nr. 2 des Sparkassengesetzes des Landes
Sachsen-Anhalt (SpkG LSA) werden von der Vertretung des Trägers gewählt (vgl. § 6
Abs. l SpkG LSA). Als ehrenamtlich Tätige üben sie ihre Tätigkeit uneigennützig und
verantwortungsbewusst aus und nehmen die Interessen der Sparkasse mit der Sorgfalt
eines ordentlichen Kaufmanns wahr (vgl. § 14 Abs. l Satz l und 2 SpkG LSA). Sie handeln
nach ihrer freien, nur durch die Rücksicht auf das Öffentliche Wohl und die Aufgaben der
Sparkasse bestimmten Überzeugung; an Weisungen sind sie nicht gebunden (vgl. § 14
Abs. 2 SpKGLSA). Die von der Vertretung des Trägers gewählten Mitglieder des Verwal-
tungsrates einer Sparkasse sind keine "Vertreter der Kommune" im Sinne des § 33 Abs. 2
Nr. 3 KVG LSA (Antwort der Landesregienmg auf eine Kleine Anfrage, LT-Drs. 6/4326
vom 26. 8. 2015).
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3. 2.3 Als Gesellschafter einer Kapital- oder Personengesellschaft (Nr. 4)

Der Begriff der Kapital- oder Pei-sonengesellschnft umfasst sowohl die BGB-GeseHschcift
(§§ 705 BGB ff. ) aJs auch die Handels- und Kapitcdgesellschaften (offene Hcindelsgesell-
schaft, KommnnditgeseHschaft, Aktiengesellschcift, die Kominnnclitgesellschaft auf Aktien
und die Gesellschaft mit beschränkter Haftung).

4. Gesetzlicher Ausschluss des Mitwirkungsverbots(§ 33 Abs. 3KVGLSA)

Der poJUische Wille der MehrlieU muys auch bei Wahlen durchset^ungsfähig sein, was im
Ergebnis das Recht einräumt, sich auch selbst wählen zu können, Eine beratende oder
entscheidende Mitwirkung ist bei Beschlüssen und Wahlen möglich, durch die jemand als
Vertreter der Kommune in Organe der in Absatz 2 Nr. 3 genannten Art entsandt oder aus
ihnen abberufen wird, bei Wahlen und anderen Bestellungen zu einer ehrenamtlichen
Tätigkeit (§ 30 KVG LSA) und bei der Abwahl oder Abberufung aus solchen Tätigkeiten,
Hierin eingeschlossen sind personenbezogene Auswahlvorgänye zu orga.ninternen ehren-
amtlichen Tätigkeiten, bei denen jemand aus der Mitte des Auswahlgremiums gewählt
oder bestellt werden soll (z. B. die Wahl eines Mandat s trrig ers zum Vorsitzenden der Ver-
tretung, Wahl des Vertreters der Kommune in die Verbcmdsversammhmg eines Zweckver-
bandes). Im Uinkehrschluss ergibt sicli ein besonderer Vorteil lind damit ein Mitwirkungs-
verbot bei Wahlen zu hauptamtlichen (-beruflichen) Funktionen, weil in dei-cii-tigen Fällen
das persönliche Interesse im Vordergrund stellt (z. B. Einleitung des Verfahrens zur vorzei-
tigen Abwah] des Hauptverwaltungsbeamten durch die Vertretung; Wahl eines Beigeord-
neten, wenn sich ein Manclatsträger beworben hat; bei der Bemfuny eines bestellten
Hauptverwaltungsbeamten, wenn ein Mandatsträger in dieses Ami bestellt werden soll.
Das individuelle Sonclerinteresse erweichst einem Lebensbereich, der außerhalb der organ-
schafüichen Stellung dis (unselbststäncliges, ehrenamtliches) des Mitglieds der Vertretung
liegt.

5. Beispiele

5. 1 Ein Mitwirkungsverbot besteht in folgenden Fällen:

Einern Mandats trag er wird ein Ehrenbürgerrecht oder eine Ehrenbezeichnung verliehen
oder aberkannt (§ 22 KVG LSA); in derartigen Fällen überwiegt das individiielle (peisönli-
die]Interesse.

Ein Mitglied der Vertretung, der Mitdrbeiter in einem aJs Eigenbetrieb geführten Kmnken-
haus ist, kann nicht über die Entlassung des Betriebsleiters in eineni Eigenbetrieb ent-
scheiden. Das Mitglied der Vertretung könnte einen persönlichen Vor- oder Nachteil an
dieser Entscheidung haben (z. B. berufliche Vor- oder Nachteile).

Ein Mitwirkungsverbot ist für ein Mitglied der Vertretung nls Mutter einer Schülerin gege-
ben, wenn über die Verlegung dieser Schule entschieden werden soll. Die Entscheidung
über die. Veriegung kann wegen der unterschiedlichen Länge der Schulwege zu einem
besonderen Vor- oder Nachteil des Ratsmitgliedes uncl/oder der Tochter führen (OVG
Münster, KommunalpoliUsche Blätter 1996 S. 302),

Ein persönliches Sonclerinteresse besteht für das Mitglied der Vertretung, der als Bäu-
Unternehmer bei der Entscheidung über eine Auftragsvergabe mitwirken will.

Mitglieder der Vertretung, die in dem vorgesehenen Geitungsbereich der Landschafts-
schutzverordnung Eicjentümer von Grundstücken sind oder zu einem Eigentümer in
einem durch § 33 Abs. l und Abs. 2 KVG LSA bezeichneten Verhältnis stehen, sind in

ihrem Sonclerinteresse betroffen und damit befanyen (vgl. VGH Mannheim, Die Kommu-
nalverwaltung 1993, Rdnr. 100].

Im Fall eines Waldarbeiters können Sonderinteressen bestehen, wenn über den Waldwirl-

schaftsplan beraten und Beschluss yefasst wird. Im konkreten Fall ging es iim die Frager in

8a
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welchem Umfang die beiden städtischen Waldarbeiter beim Holzeinschlag noch einge-
setzt werden sollen bzw. inwieweit die Kosten für den Holzeinschlag durch Einsatz einer
Holzemtemaschine anstelle der Waldarbeiter reduziert werden können: Die Vorbereitung

dieser Entscheidung im Ausschuss berührt mdividuelle Sonderinteressen des Mitglieds der
Vertretung, weil dieser einer der beiden bei der Stadt beschäftigten Waldarbeiter ist (VG
Gießen vom 2. 2. 2007 - 8 E 4086/05 -, NVwZ-RR 2007 S. 704).

Bei der Entscheidung über den Erlass eines Bebauungsplans wird ein derartiges indivi-
duelles Sonderinteresse grundsätzlich zu bejahen sein, wenn das Mitglied der Vertretung
Eigentümer oder Pächter eines Grundstücks im Geltungsbereich des Plans sei oder als
Mieter dort seinen Lebensmittelpunkt hat, In einem solchen Fall ist eine Befangenheit nur
dann zu verneinen, wenn eindeutig und nach jeder Betrachtungsweise ein individuelles
Sonderinteresse nicht besteht (vgl. OVG Greifswald, LKV 2006 S. 222). Die Befangenheit
besteht dann bereits im Zeitpunkt des Aufstellungs- und Auslegungsbeschlusses. Ein Ver-
stoß gegen das Mitwirkungsverbot liegt vor, wenn der Hauptverwaltungsbeamte einer
Kommune, der zugleich Vorsitzender des die Vereinsgaststätte nutzenden Sportvereins ist,
beratend an dem Bauleitplanverfahren teilgenommen hat. Ein B-plan, mit dem u. a. eine
illegale Vereinsgaststätte legalisiert weiden soll, ist dann nichtig; die §§ 214, 215 BauGB
enthalten Heilungs- und Unbeachtlichkeitsregeln jedoch nur für solche Fehler, die auf
Verstößen gegen das BauGB beruhen, Auch zeigt die unmittelbare Auswirkung der Fest-
setzungen auf die Nutzungen von Nachbargmndstücken (z. B. sog. Sportfolgelärm), dass
es für das Vorliegen eines besonderen Vorteils oder Nachteils nicht darauf ankommen
kann, ob das Nachbargrundstück (noch) im Geltungsbereich des Bebauungsplans oder
außerhalb liegt (VGH Kassel, NVwZ-RR 1996 S. 72). Eine Mitwirkung ist dem-
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nach auch ausgeschlossen, wenn das Grandstück erkennbar an das Plangebiet angrenzt
(insbesondere erhalten die Grundstücke ihrerseits durch im Plan festgesetzte Erschlie-
ßungsanlagen ihre Zuganglichkeit) und von den beabsichtigten Festsetzungen in seiner
Ausnutzbarkeit berührt werden könnte. Der Bebauungspldn muss in einer konkreten, un-
mittelbaren Beziehung zu Berechtigungen wie Eigentum oder Mietbesltz stehen. Ferner
kann eine solche Beziehung je nach den Umstcinden des Falles auch dann gegeben sein,
wenn ein Grundstück nicht unmittelbar an der Plangrenze liegt Denn wesentlich für die
Annahme eines Sonderinteresses ist nicht das Angrenzen, sondern die Bestimmuny des
Inhalts des Eigentums durch die Planfestsetzung. So können Festsetzungen von Straßen-
verkehi-sf lachen, Wohngebieten und Grünflachen auch über den Plänberelch hinaus £in-
fluss auf das betroffene Grundstück haben, Ausgeschlossen von der Mitwirkung an der
Entscheidung über den Satzungsbeschluss eines Bebauiingsplans ist jedoch ein Mitglied
der Vertretung, das bis zum Beychluss der Vertretung, einen Bebauungsplan aufzustellen,
Eigentümer eines Grundstücks im Plängebiet gewesen ist, das ohne den Bebäuungsplcin
nicht bebaubar gewesen ist oder dessen Bebaubarkeit zumindest erheblich zweifelhaft
gewesen ist, und wenn das Mitglied der Vertretung dieses Grundstück alsbald nach Erge-
hen des Aufstellungsbeschlusses zum Baulandprels veräußert hat (OVG Koblenz, NVwZ-
RR 2000 S. 103). Auch ein Mangel der Satzung, der auf der Verletzung von Vorschriften
des Ldndesrechts beruht und nach Landesiecht beachtlich ist, aber durch ein ergänzendes
Verfahren behoben werden kann, führt nach § 215a Abs. l BauGB nicht zur Nichtigkeit
der Satzung, sondern zu Unwirksamkeit bis zur Behebung des Mangels, Ein wegen Mit-
Wirkung elnes befangenen Mitglieds der Vertretung beim Satzungsbeschluss fehlerhafter
Bebauungsplan gem. § 215a Abs, l BauGB, § 47 Abs. 5 Satz 4 VwGOlst bis zurBehebung
des Mangels für nicht wirksam zu erklären, Bundesrechtlich sind Mängel im Abwägungs-
Vorgang nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf clds Abwägungsergebnis von Ein-
fluss gewesen sind (vgl §214 Abs. 3 Salz 2 BauGB) Vgl. BVerwG, NVwZ 2000 S. 676
m, w. N,

5. 2 In folgenden Fällen wurde ein Mitwirkungsveibot nicht angenommen:

Bei der Entscheidung über die Aufstellung eines Bebäuungsplanes besteht für einen Bau-
Unternehmer noch kein individuelles Sonderinteresse; der Umstand, dass er sich erhofft,
einen Auftrag zu erhalten, reicht nicht aus. Insoweit handelt es sich lediglich um eine sub-
jektive Erwartung, nicht jedoch um eine durch die Beschlussfassung über den Bauleltpkm
bereits unmittelbar hervorgerufene tatsächliche Möglichkeit. Die bloße Möglichkeit, dass
ein Ingenieur im Fälle des Beschlusses zugunsten des Straßenbyuvorhabens als Subunter-
nehmer einen Teüauftrag erhält, führt im Regelfnll nicht zu seiner Befangenheit, Die Hoff-
nung, im Fall des Beschlusses zugunsten der Südtangente als Subunternehmer einen Teil-
auftrag zu erhalten, stellt noch keinen unmiUelbaren Sondervorteil in dem Sinne dar, class
ihm der Auftrag gleichsam automatisch in den Schoß fallen und sich der Vorteil unmittel-
bar auf ihn zuspitzen würde [VGH Mannheim, NVwZ-RR 1997 S. 183),

Im Fall einer Ablehnung des Bebauungspldns wird ein Imageverlust für einen Architek-
ten, der einen Bebauungsplanentwurf gefertigt hatte, nicht eintreten. Denn eine Ableh-
nung hätte ihren Gnind nicht in dem Vorwurf an das Architekturbüro, schlecht gearbeitet
zu haben, sondern darin, dass die Vertretung mittlerweile andere Planungsvorstellungen
gewonnen hatte. Da mittlerweile das Auftragsverhältnis zwischen dem Architekten und
der Kommune über die Erstellung eines Bebauungsplanentwurfs beendet ist, war die in
die Vertretung gewählte Ehefi-du des Inhabers eines Architekturbüros nicht im Mitwir-
kungsverbot,

Ein Mitglied der Vertretung kann bei der erstmaligen Aufstellung des Flächennutzungs-
plans (vorbereitender Bauleitplan) mitwirken; für die Eigentümer ändert sich durch die
Darstellung im Flächennutzungsplan nichts, Die Be troffen heit ist lediglich vorläufig, so
dass für die Eigentümer von im Plcingebiet gelegenen Grundstücken noch kein Mitwir-
kungsverbot besteht, Bei Ergänzungen des FIachennutzungsplans, die sich auf wenige
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Grundstücke beziehen, kann das im Einzelfall indessen anders beurteilt werden (OVG
Koblenz, NVwZ-RR 1996 S, 218 m. w. N.)

Wird durch einen (planfeststellungsersetzenden) Bebauungsplan eine (Bundes-)Straße
ausgewiesen, so ist ein an der Beschlussfassung mitwirkendes Mitglied der Vertretung
nicht befangen, wenn es nur, wie eine Vielzahl anderer Bürger in den betroffenen Ortstei-
len, von dem Straßenbauvorhaben berührt wird (VGH Mannheim, NVwZ-RR 1998 S. 325).

Ein Mitglied der Vertretung kann sich einer Bürgerinitiative anschließen und als deren
Vorsitzender handeln. Mandatsträger als Unterzeichnet eines Bürgerbegehrens haben an
der Entscheidung zur Zulässigkeit des Bürgerbegehrens ein persönliches Sonderinteres-
se; gleichwohl dürfen sie als Angehörige einer Bevälkerungsgmppe nach § 33 Abs. l
KVG LSA mitbeschließen (vgl. VGH Kassel, NVwZ-RR 1996 S, 409).

6. Rechtsfolgen der Befangenheit

Der Begriff "Angelegenheit" (§ 33 Abs. l Satz l KVG LSA) ist weit auszulegen und um-
fasst alle zur Beratung und Entscheidung gestellten Themen der Kommune, gleich ob ih-
nen Innen- oder Außenwirkung zukommt. Sind die Tatbestände des § 33 Abs. l bis 3 KVG
LSA erfüllt, so darf der vom Mitwirkung s verbot Betroffene nicht beratend (Diskussion,
Sachvortrag als Berichterstatter, mündliche Behandlung einer Angelegenheit) oder ent-
scheidend (Beschlussfassung) in der betreffenden Angelegenheit mitwirken (§ 33 Abs. l
Satz l KVG LSA), Das Mitwirkungsverbot erstreckt sich auf alle Beratungen und Entschei-
düngen in der Vertretung und in den Ausschüssen. Beratende Täügkelt liegt bei so ge-
nannten einstufigen Entscheidungsprozessen nur dann vor, wenn der von der Mitwirkung
Ausgeschlossene bei der mündlichen Beratung der Angelegenheit durch das entschei-
dungsbefugte Gremium körperlich anwesend ist. Beschränkt sich die Mitwirkung des
Ausgeschlossenen auf die Vorbereitung der mündlichen Beratung liegt darin keine bera-
tende Tätigkeit in diesem Sinne (VGH Kassel, NVwZ-RR 2007 S. 481).

Ein betroffener Mandatsträger darf beispielsweise nicht an einem Gespräch der Kom-
mune mit Vertretern öffentlicher Belange über den Vorentwurf eines Bebauungsplans
teilnehmen, weil die hinreichende Wahrscheinlichkeit besteht, dass seine Beiträge Ein-
fluss auf den Bebauungsplan haben könnten. Gleichwohl hat ein Verstoß gegen das Mit-
wlrkungsverbot auf die Rechtmaßigkelt der Satzung selbst keine Auswirkungen, weil die
Beratung, an der der Betroffene mitgewirkt hat, nicht zu den nach dem BauGB gesetzlich
vorgeschriebenen Verfahrens ab schnitten gehört. In diesem Fall kommt es nur darauf an,
ob der Betroffene (auch) beim Satzungsbeschluss selbst beratend oder entscheidend mit-
gewirkt hat. Die Unwlrksamkeit von vorbereitenden Beschlüssen im Planaufstellungsver-
fahren schlagt nicht auf die Rechtmäßigkeit des Satzungsbeschlusses selbst durch
(BVenvG, NVwZ 1988 S 916 m. W. N. ).

Die Befangenheit des Betroffenen bleibt so lange bestehen, wie die noch zu treffende
Entscheidung die Beratung oder Beschlussfassung beeinflussen kann.

Da alle Mitglieder der Vertretung einzuladen sind, muss auch der Betroffene zur Sitzung
eingeladen werden; andernfalls wäre die Sitzung nicht ordnungsgemäß einberufen (vgl.
§ 55 KVG LSA). Nach Feststellung der Beschlussfähigkeit zu Beginn der Sitzung gilt zu-
nächst § 55 Abs. l Satz 3 KVG LSA, ggfs. die Spezialnormen der §§55 Abs. 2 und 3 KVG
LSA; als ultima Ratio gilt § 149 KVG LSA.

7. Entscheidung im Zwelfelsfall (§ 33 Abs. 4 KVG LSA)

Wer nach eigener Einschätzung bei objektiver Betrachtungsweise annehmen muss, von
der Mitwirkung ausgeschlossen zu sein, hat dies unaufgefordert dem Vorsitzenden vor
der Beratung und Beschlussfassung mitzuteilen und den Sitzungsraum zu verlassen bzw.
bei einer öffentlichen Sitzung sich in dem für Zuhörer bestimmten Teil des Beratungsrau-
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mes zu begeben. Kommt der Betroffene seiner Offenbarungspflicht nicht nach, so ändert
dies an der Pflichtverletzung "Mifwirkungsverbot" nichts. Es liegt ein Verstoß nach §32
Abs, l KVG LSA vor; die möglichen Rechtsfolgen ergeben sich aus § 32 Abs. 5 KVG LSA.

Eine freiwillige Nichtteilnahme führt hingegen auch bei irriger Annahme eigener Befan-
genheit nicht, zur Rechtswiclrigkeit des betroffenen Beschlusses. Die freiwillige Nichtmit-
Wirkung bedeutet keinen Verstoß gegen die Befangenheltsnorm. Auf die Frage, ob der
Betreffende tatsächlich belangen war, kommt es somit nicht an.

Nur im Zweifelsfall (z. B. bei eigenen Zweifeln, auf Anregung eines Dritten) entscheidet in
Abwesenheit des Betroffenen bei Mitgliedern der Vertretung und bei Ehrenbeamten die
Vertretung, bei Mitgliedern von Ausschüssen der Ausschuss, sonst der Hauptverwal-
tungsbeamte (§ 33 Abs. 4 Satz 4 KVG LSA). Die Feststellung ist nur für den jeweiligen Ta-
gesordnungspunkt zu treffen. Stellt die Vertretung ein Mltwirkungsverbot fest, so gilt
diese Entscheidung auch für die Tätigkeit des Mitglieds der Vertretung in den Fachcius-
Schüssen.

Der Beschluss der Vertretung, der als vertretungsinterne Angelegenheit keiner Vorberei-
tung durch einen Ausschuss oder den Hauptverwaltungsbeciniten bedarf (§§ 48, 49, 51
KVG LSA), ist kein VA i. S. d. § 35 Satz l VwVfG. Streitigkeiten zwischen einem Mitglied
der Vertretung und dem beschließenden Gremium können im gerichtlichen Kommunal-
verfassungsstreitverfahren entschieden werden.

Letztlich ist es jedoch für ein tatsächlich bestehendes Mitwlrkungsverbot ohne Bedeu-
tung, ob die Vertretung über die Befangenheit einen Beschluss gefasst hat oder nicht. Das
(bloße) Fehlen einer Entscheidung nach §33 Abs. 4 Satz 4 KVG LSA beeinflusst die
Rechtmäßlgkeit des entsprechenden (Sach-) Beschlusses nicht, weil derjenige, in dessen
Person ein Interessenwiderstreit vorliegt, schon unmittelbar bei Vorliegen der Vorausset-
zungen des § 33 Abs. l und 2 KVG LSA ausgeschlossen ist. In seinen Rechten kcinn ein Be-
troffener auch dann nicht verletzt sein, wenn eine Entscheidung nach § 33 Abs. 4 Satz 4
KVG LSA getroffen worden wäre, diese aber nicht anders hätte ausfallen dürfen.

8. Aufenthaltsort des befangenen Gemeinderats (§ 33 Abs. 4 Satz 2 und 3 KVG LSA)

Der Betroffene nimmt dieselbe Stellung ein wie eine dem Rat nicht angehöi-üncle Person.
Durch das Gebot, den Beratungsraum zu verlassen, wird sichergestellt, dass sich der Be-
troffene ausreichend von dem übrigen Kollegium abhebt. Andernfalls könnte er durch
seine Anwesenheit eine psychische Beeinflussung der übrigen Mitglieder bewirkün und
damit dein Bürger gegenüber den Eindruck erwecken, als habe er doch noch entschei-
d ungs erheblichen Einfluss und halte sich trotz seiner Eigeninteressen nicht aus der Ange-
legenheit heraus. Zum ßeratungsraum gehört der gesamte Sitzungssaal, also nicht nur die
Sitzplatze der Vertretung und der Verwciltung, sondern auch der Teü des Raumes, der für
die Zuschauer bestimmt ist. Nicht zum Beratungsraum zahlen die Räume, in die die Sit-
zung mittels optischer oder dkustischer Geräte übertragen wird. In einer öffentlichen Sit-
zung ist der Betroffene berechtigt, sich in dem für Zuhörer bestimmten Teil des Bera-
tungsraumes aufzuhalten (§ 33 Abs. 4 Satz 2 KVG LSA). Ein befangener Mändatsträger,
der in einer öffentlichen Sitzung lediglich um Stuhlesbreite vom Sitzungstisch des Gremi-
ums abrückt und sich nicht m den vorhandenen Zuhörerbereich des Sitzungsmumes be-
gibt, verlässt nicht die Sitzung (VGH Mannheim, NVwZ-RR 1995 S. 155). Befindet sich
der befangene Mändatsträger jedoch in elnem auch für Zuhörer zugänglichen Bereich, so
wird auch trotz einer verbleibenden geringen Entfernung zwischen ihm und dem Sit-
zungstisch sowie der Mitnähme seines Stuhls der Ausschluss von der Beratung und Ent-
Scheidung üusreichend erkennbar. Ein wegen Befangenheit ausgeschlossener Hauptver-
waltungsbeamtür kann aus dem Zuhörerräum die Frage beantworten, aus welchem
Grund er die Angelegenheit erneut auf die Tagesordnung gesetzt hat (VGH Mannheim,
VB1BW 1987 S. 70), Die Tätsdche, dass sich ein befangener Mandatsträger in einer öffent-
lichen Sitzung in dem für Zuhörer bestimmten Teil des Beratungsraumes begeben hat,
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kann sich nicht nur aus der Niederschrift, sondern auch aus einer Protokollnotiz des

Hauptverwaltungsbeamten ergeben (VGH Mannheim vom 15, 11. 1999 -3 S 2181/98-).

9. Unwirksamkeit des Beschlusses und Unbeachtlichkeit des Fehlers (§ 33 Abs. 5
KVG LSA)

Ein Beschluss, der unter Verletzung der materiell-rechtlichen Vorschriften der Absätze l
bis 3 gefasst worden ist, ist unwirksam. Nach dem eindeutigen Wortlaut dieser Norm
kommt es deshalb nicht darauf an, ob die Mitwirkung des eigentlich Befangenen für die
Entscheidung von Bedeutung war oder nicht.

§ 33 Abs. 5 KVG LSA bezieht sich demnach nach dem eindeutigen Gesetzeswortlaut nicht
auf Beratungen und Berichterstattungen im Vorfeld der Beschlussfassung und auf Ver-
Stöße gegen die Verfahrensregeln des Absatzes 4. Die so gefassten Beschlüsse sind
rechtswidrig und damit aufhebbar, aber nicht unwirksam.

Wird ein tatsächlich nicht Befangener ausgeschlossen, so üegt ein Verstoß gegen § 33
Abs. l bis 3 KVG LSA vor, der zur Unwirksamkeit des Beschlusses führt. Nach dem Ziel
und Zweck der Befangenheitsregelungen muss dies insbesondere deshalb gelten, weil
der Betroffene im Rahmen der Beratung die Entscheidung weiterer Mitglieder der Vertre-
tung hätte beeinflussen können,

Ein unwirksamer Beschluss ist nicht wirksam, er hdt keine Wirkung. Im Verwaltungsver-
fahrensrecht wird dies als Nichtigkeit i. S. d, § 43 Abs. 3 VwVfG bezeichnet. Ob dies der
Fall ist, kann dahinstehen, weü die rechtliche Wirkung die gleiche bleibt.

Der Hauptverwaltungsbeamte und bei Kenntnis auch die KAB (im Rahmen des Opportu-
nitätsprinzips bei eintretender Ermessensreduktion auf Null) sind verpflichtet, den zustän-
digen Gremien die Unwirksamkeit anzuzeigen. Nur wenn Rechtsunsicherheit besteht,
muss der Hauptverwaltungsbeamte noch Wlderspruch einlegen (§ 65 KVG LSA) und die
KAB den Beschluss beanstanden (§ 146 KVG LSA nach Ermessensreduktion auf Null).
Die Unwirksamkeit kann auch durch eine schriftliche Rüge geltend gemacht werden
(§ 33 Abs. 5 Satz 2 KVG LSA).

Verlässt ein Betroffener in der irrigen Annahme oder unter dem Vorwand der Befangen-
heit die Sitzung, so führt dies nicht zur Rechtswidrigkeit des Beschlusses (VGH Mann-
heim, DÖV 1987 S, 448). Für diese Auffassung spricht bereits der Wortlaut der Befangen-
heitsvorschrift, der nur positiv auf die Mitwirkung, nicht aber auf das freiwillige Unterlas-
sen der Mitwirkung dbstellt. Darüber hinaus hat letztüch die Vertretung - selbst bei
Kenntnis vom Nichtvorliegen eines Befangenheitsgmndes - keine Möglichkeit, die Mit-
Wirkung des Mitglieds der Vertretung zu erzwingen (vgl. §54 KVG LSA). Damit bleibt
der in Abwesenheit des Betroffenen gefasste Beschluss rechtmäßig.

Ein unwirksamer Beschluss führt zur Rechtswidrigkeit eines darauf beruhenden Be-
scheids. Der betroffene Bürger kann gegen den Bescheid mit einem Widerspruch bzw. ei-
ner Klage vorgehen (vgl. zur Wirksamkeit eines Beschlusses § 56 KVG LSA), inzidenter
wird von der Abhilfe- bzw, Widerspruchsbehörde und dem Verwaltungsgericht die Un-
Wirksamkeit des Beschlusses geprüft,

Ein Verstoß gegen das Mitwirkungsverbot ist unbeachtlich, wenn die Verletzung nicht
schriftlich innerhalb elnes Jahres seit Bekanntmachung des Beschlusses gegenüber der
Kommune unter Bezeichnung der verletzten Vorschrift und der Tatsache, die den Mangel
ergibt, geltend gemacht worden ist (§ 33 Abs. 5 Satz 2). Bei Satzungsbeschlüssen gut § 8
Abs. 3 KVG LSA unmittelbar. § 33 Abs. 5 Satz 2 KVG LSA dient der Rechtssicherheit, da-
mit niemand sich mehr nach Ablauf eines Jahres mit Aussicht auf Erfolg auf die Rechts-
wldrigkeit oder Nichtigkeit eines Beschlusses berufen kann,

Somit ist von der Unwirksamkeit des Beschlusses weiterhin auszugeben, wenn innerhalb
eines Jahres der Hauptverwaltungsbeamte dem Beschluss widerspricht (§ 65 KVG LSA),
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die KAB den Beschluss beanstandet (§ 146 KVG LSA) oder ein Bürger einen Rechtsbehelf
gegen einen VA mit Hinweis auf ein Mitwirkungsverbot bei der Beschlussfassung des
Gremiums einlegt. An die Darlegung sind keine strengen Anforderungen zu stellen.

Ein Zuwarten auf den Ablauf der Jahresirist führt zu einer Amtspülchtverletzung. Stellt
der Hauptverwaltungsbeamte oder die KAB ein Mitwirkungsverbot fest, so sind diese Or-
gane unverzüglich unter den Voraussetzungen der §§65 und 146 KVG LSA zum Ein-
schreiten verpflichtet. Für die Kommunalaufsicht reduziert sich das Handlungs- und Aus-
wahlermessen auf Null, so dass eine Beanstandung erfolgen muss.

Zur öffentlichen Bekanntmachung des Beschlusses vgl. § 65 KVG LSA. Die Berechnung
der Jahresfrist erfolgt nach den §§ 187 Abs. l, 188 Abs. 2 BGB.

l;!
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Besonderheiten § 33 Abs. 1 KVG LSA

* Wegfall des Mitwirkungsverbotes für Angehörige einer Berufs-

Das Mitwirkungsverbot greift nicht, wenn der Mandatsträger
lediglich als Arigehöriger

einer Berufs- oder Bevölkerungsgruppe mitwirkt, also keine
Sonderinteresse verfolgt
werden.

Beispiel:

Der Cemeinderat beschließt die Erhöhung der Hundesteuer. Etliche
Mandatsträger sind Eigentümer von Hunden. Diese unterliegen nicht
dem Mitwirkungsverbot, da sie Angehörige einer
Bevölkerungsgruppe ohne einzelnes Sonäerinteressen sind.

© Peter Nossler 14.09.2019



§ 33 Abs. 2 KVG LSA Mitwirkungsverbot

(2^Das.Mi-tw"'kun9sverbot. nachAbsatz l. satzl und 2 gilt auch für in ein
oder zu sonstiger ehrenamtlicher Tätigkeit~'Berufen"e, ~die"

1. in anderer als öffentlicher Eigenschaft in der Angelegenheit
ein Gutachten abgegeben haben oder beratend oder'entqeltlich tätic
geworden sind,

2. bei einer natürlichen oder juristischen Person oder einer Verein«
an der Entscheidung der Angelegenheit ein wirtschaftliches'o'der"

persönliches Interesse Hat, aeaen Entgelt beschaftiafsTnd,
3- MJtqned.des Yorstandes' des Aufsichtsrates oder eines vergleichbaren

organs eJ ner J "ristischen Person oder einer Verein1gu-ngsin'd7d'ie'anu der
\ der Angelegenheit ein wirtschaftliches oder besonderes"
Interesse hat; es sei denn, sie gehören den genannten

inen als Vertreter der Kommune oder auf deren Vorschlag an7oder
4.Gesellschafter einer Kapital- oder Personenaesellschaft des burqerlic

s md, die an der Entscheidung der Angelegenheit ern
wirtschaftliches oder besonderes persönliches Interesse hat.

© Peter Nössler 14. 09. 2019
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33 Abs. 2 KVG LSA Mitwirkungsverbot

Mitwirkungsverbot nach S 33 Abs. 2 Nr. 1 KVG L5A

Auch derjenige, der in nicht öffentlicher Eigenschaft ein
Gutachten erstellt hat, oder sonst tätig geworden ist, darf bei
der Beratung und Entscheidung über diese Angelegenheit nicht
mitwirken.

Beispiel:

Ein Architekt, der gleichzeitig Mitglied des Gemeinderates ist,
hat für eine Baufirma, die sich um Vergabe der Sanierungs-
arbeiten am historischen Rathaus bewirbt ein Gutachten erstellt

Bei der Beratung bzw. Entscheidung über die Vergabe der
Aufträge darf der Architekt nicht mitwirken.

© Peter Nössler 14.09. 2019



§ 33 Abs. 2 KVG LSA Mitwirkungsverbot

Mitwirkunasverbot nach S 33 Abs. 2 Nr. 2 KVG LSA

Diese Art des Mitwirkungsverbotes greift dann, wenn Gemeinderäte
bei einer natürlichen oder juristischen Person des privaten oder
öffentlichen Rechts gegen Entgelt beschäftigt sind und (H!) dieser
Arbeitgeber oder Dienstherr em besonderes persönliches oder
wirtschaftliches Interesse an der Erledigung der Angelegenheit hat.

Beispiel:

Ein Mitglied des Gemeinderates ist bei einem mittelständischen
Betrieb des Ortes als Arbeiter beschäftigt. Der Betrieb, bewirbt sich
um den Ankauf eines städtischen Grundstückes um das Geschäft zu
erweitern. Der Gemeinderat unterliegt bei der Entscheidung über
den Verkauf dieses Grundstückes dem Mitwirkungsverbot. 'Die
gleiche Regelung trifft auch auf Gesellschafter einer Gesellschaft
des bürgerlichen Rechts (CbR) zu, wenn diese Gesellschaft ein
besonderes Interesse an der Erledigung der Angelegenheit hat.

© Peter Nössler 14.09. 2019
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Besonderheiten § 33 Abs. 3 KVG LSA

Ein Mitwirkunqsverbot gilt nicht:

. bei Beschlüssen und Wahlen, durch die jemand
als Vertreter der Gemeinde in Organe der in §
33 Abs. 3 KVG LSA genannten Art entsandt
oder aus ihnen abberufen werden soll,

. bei Wahlen und anderen Bestellungen zu einer
ehrenamtlichen Tätigkeit und bei der Abwahl

oder Berufung aus solchen Tätigkeiten

(Wahl zum Ortsbürgermeister, Wahl zum
Vorsitzenden des Gemeinderates).

© Peter Nössler 14.09. 2019


